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Infographik: Ein explodierender Kriegshaushalt 

 
 

Hinzu kommt die direkte langfristig versprochene Kriegsunterstützung an das korruptionsgeschüttelte ukrainische Regime 
in mehrstelliger Milliardenhöhe. Die Rüstungsindustrie feiert: „Für uns fließt ‚Milch und Honig‘ aber ‚Panzer alleine reichen 

nicht‘“ jubelt Rüstungsschmieden-Chef Hensoldt. Er lobt dabei den Einsatz der Grünen für die Kriegswaffenoffensive.

100 Mrd. EUR

50 Mrd. EUR

2023

2024
+ 21,4 Milliarden Euro 

Steigerung um 34 Prozent!

2025
+ 45 Millarden Euro 

im Vergleich zum aktuellen Stand

der Sicherheitsinteressen aller Parteien 
gerecht werden können. Deutsche Politik 
agiert als Kriegstreiber, sie wollen weder 
Verhandlungen noch Frieden. Bei den 
Menschen er- zeugt diese abenteuerliche 
Politik Ablehnung, Frust und Wut. Sie 
haben berechtigte Angst vor explodieren-
den Lebenshaltungskosten, Sozialabbau 
und Armut.

Angst kann lähmend und auch gefähr-
lich sein. Vor allem, wenn die wahren 
Ursachen der Bedrohung durch Desinfor-
mationen und falsche Feindbildern ver-
schleiert werden. Sowohl die Kriegstreiber 
selbst, als auch die rechten Rattenfänger 
profitieren davon. Die letzten Wahlergeb-
nisse zeigen dies. Wer die Tür wirklich 
nach rechts schließen will, muss dieser 
Regierung Paroli bieten.

Die Kriegstreiber sind besorgt. Um den 
Kriegskurs durchzusetzen, greift die Am-
pelregierung immer offener zu Mitteln der 
Diffamierung, Unterdrückung und politi-
scher Verfolgung. Dazu gehören Berufs-
verbote und Strafrechtsverschärfungen. 
Diese repressive Politik ist nicht Ausdruck 
ihrer Stärke, sondern kennzeichnet ihre 
Schwäche. Es ist ihr nicht gelungen, die 
Bevölkerung mehrheitlich hinter sich zu 
bringen, die Heimatfront zu schließen.

Wir haben die Möglichkeit, das Steuer 
herumzureißen, den Frieden zu gewin-
nen. Und damit die weitere Zerstörung 
unserer existenziellen Lebensgrundlagen 
abzuwenden.
Am 25. November auf nach Berlin: 
Zentrale Demonstration gegen Krieg, 
Waffenlieferungen, Hochrüstung und 
Sozialabbau. Los geht es um 13 Uhr am 
Brandenburger Tor.

Krieg beginnt hier – Widerstand auch
Für das Recht in Frieden am 25. November auf nach Berlin!

Die deutsche Regierung handelt 
mit ihrer Kriegspolitik gegen die 

Interessen der Bevölkerung. Baerbock 
und Co. wollen das so. Wir nicht! Die 
NATO-Staaten sind Kriegstreiber, aber sie 
stoßen auf Widerstand der Bevölkerung 
in Deutschland, in Europa und vor allem 
in den Ländern des „Globalen Südens“. 
Letztere koppeln sich daher zusehends 
vom „Westen“ ab. Deutschland und die 
NATO sind isoliert, aber sie wollen Russ-
land „ruinieren“, besiegen – China haben 
sie dabei fest im Visier. Die Gefahr eines 
Dritten Weltkriegs mit einer alles vernich-
tenden atomaren Katastrophe nehmen sie 
wissentlich in Kauf.

Die verheerenden Auswirkungen der 
Hochrüstung, der Waffenlieferungen, der 
Sanktionen und Pipelinesprengungen 
treffen nun mit voller Wucht die Berufs-
tätigen, die Rentner, die Studierenden, 
die Handwerker. Bereits jetzt leiden wir 
unter Sozialabbau und zunehmender 
Verarmung. Die De-Industrialisierung, 
zunehmende Arbeitslosigkeit, Verödung 
der bereits maroden Infrastruktur (ÖPNV, 
Sport- und Freizeiteinrichtungen etc.) 
schreiten mit Riesenschritten voran. Im 
kommenden Haushalt soll der Kriegsetat 
explodieren. Er wäre der größte Militär-
haushalt seit 1945.

Mit der Hochrüstung werden die nächs-
ten Kriege vorbereitet. Der unverhohlene 
Konfrontationskurs und das Kriegsge-
schrei nach „Siegfrieden“ basieren auf 
einer Politik von Verleumdungen, Lügen 
und „Minsk II“-Betrug. Dieser Kurs zielt 
auf die Zerstörung aller diplomatischen 
Initiativen und Lösungen, die einer Frie-
densordnung unter Berücksichtigung 

Nein zu Kriegen –  
Rüstungswahnsinn stop-
pen – Zukunft friedlich 
und gerecht gestalten

Demonstration am 25.11. in Berlin

21 Kriege und 216 bewaffnete 
militärische Auseinandersetzungen 
bedrohen aktuell die Welt (Heidel-
berger Institut für Internationale 
Konfliktforschung HIIK). Die Gefahr 
einer Ausweitung des Krieges in der 
Ukraine bis hin zu einem Atomkrieg 
wächst von Tag zu Tag. Täglich 
sterben unschuldige Menschen. Wir 
sind besorgt um unsere Zukunft, die 
Zukunft unserer Kinder und Enkel-
kinder. Wir brauchen eine Kultur 
des Friedens und eine gemeinsame 
Sicherheit.

Anstatt auf Deeskalation und 
Diplomatie zu setzen, liefert die Bun-
desregierung immer mehr Waffen 
und rüstet massiv auf. Große Teile 
der Politik und Medien militarisie-
ren die Gesellschaft. Erstmals wird 
Deutschland das Zwei-Prozent-Ziel 
(nach NATO-Kriterien) erreichen. 
Mit 85,5 Milliarden Euro sind die 
Militärausgaben 2024 die größten 
seit Bestehen der Bundesrepublik. 
Das Gesundheitswesen, die Infra-
struktur, Unterstützung für Kinder 
und bezahlbare Mieten, Bildung, 
Wissenschaft und Ausbildung sind 
dagegen durch dramatische Mittel-
kürzungen bedroht. Für immer mehr 
Menschen zeichnet sich eine soziale 
und ökonomische Katastrophe ab.

Weiterlesen online unter 
www.nie-wieder-krieg.org

Infos zur gemeinsamen Anreise ab München via Mail: 
friedensbuero@muenchner-friedensbuendnis.de

Geplant sind Kürzungen in fast allen lebenswichtigen Bereichen, z.B. bei der Unterstützung von Familien, 
Kindern, Kranken, Hilfsbedürftigen. Die Reichen werden von der Ampel bedient und können sich privat 
absichern. Von der benötigten Kindergrundsicherung von 20 Mrd. € bleiben gerade mal 2 Mrd. übrig.
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Wir sind empört und entsetzt angesichts der Explosion 
der Gewalt in Israel und Palästina. Die Waffen sollen 
schweigen. Gewalt und Unterdrückung müssen enden. 
Die Bundesregierung muss sich für Frieden einsetzen. 

Kundgebung gegen den Krieg 
in Israel und Palästina

Mittwoch 25. Oktober 2023 
von 19 bis 20 Uhr

am Rotkreuzplatz in München
Der Angriff der Hamas auf israelische Städte und der Überfall grenz-
naher Orte mit dem Tod hunderter Zivilisten hat uns aufschrecken 
lassen. Mit Schmerz sehen wir die Bilder der Massaker und der grau-
samen Geiselnahmen. Mit gleichem Schmerz sehen wir nun wie sich 
die Spirale der Gewalt ausweitet. Hochhäuser, die in Gaza gesprengt 
werden. Raketen, die in Wohnhäusern und Schulen einschlagen. Eine 
kommende Bodenoffensive, die dringend benötigte Infrastruktur zer-
stören und tausende unschuldige Leben kosten wird. Die Aufforderung 
zur Evakuierung des Nordteil des Gazastreifens unter Androhung 
brachialer Gewalt ist völkerrechtswidrig und menschenverachtend.

Der Konflikt spaltet auch in Deutschland. Jüdischen Menschen in 
Deutschland wird Unterstützung für die israelische Regierungspolitik 
unterstellt und ein Klima der Unsicherheit entsteht. Menschen mit 
arabischen Wurzeln werden als Anhänger von Terror gebrandmarkt 
und von regierenden Politikern werden schärfere Abschiebungen 
gefordert. Versammlungen wurden verboten. Dabei sind Rassismus 
und Antisemitismus keine importierten Probleme. Unsere Geschichte 
verpflichtet uns dazu, nie wieder zuzulassen, dass Ausgrenzung und 
Hass in Entrechtung und Krieg enden.

Die Brutalität des Nahost-Konflikts ist wieder sichtbarer geworden. 
Wer sich um den Frieden im Nahen Osten sorgt, weiß, dass die Gewalt 
nicht neu ist. Jedes Jahr werden, beispielsweise von den Vereinten 
Nationen und von Amnesty International, zahlreiche Menschenrechts-
verletzungen Israels angeprangert, die bis hin zu außergerichtlichen 
Hinrichtungen reichen. Die Besatzungspolitik der Rechtsregierung 
Israels verhindert nicht nur eine Friedenslösung, sie verlängert und 
verschärft den Konflikt.

Wer sich Frieden wünscht, kann trotz der Massaker das erneute 
Massenbombardement Palästinas unmöglich gutheißen. Wer sich 
Frieden wünscht, kann sich nur mit den Friedenskräften in Israel und 
Palästina verbünden. Wir verlangen von der Bundesregierung, dass 
sie sich für einen sofortigen Waffenstillstand ausspricht und für die 
Friedenspläne der Vereinten Nationen eintritt. Das Völkerrecht muss 
geachtet werden. Der Schutz von Zivilistinnen und Zivilisten sowie 
die Aufrechterhaltung humanitärer Hilfe müssen gewahrt werden. 
Wir treten für diplomatische Verhandlungen für gerechten Frieden 
im Nahen Osten und Abrüstung ein. 

Es rufen gemeinsam auf: Jüdisch-Palästinensische Dialoggruppe München, 
AK Palästina–Israel „Salam Shalom“, „Palästina spricht“-Gruppe München, 
Münchner Friedensbündnis, Münchner Bündnis gegen Krieg und Rassismus,  
Frauen in Schwarz, jungeWelt–LeserInnen-Initiative München, Gruppe AKM  

„In Aktion gegen Krieg und Militarisierung“, Sozialistische Deutsche Arbeiter-
jugend SDAJ München und Deutsche Kommunistische Partei München DKP

Kriminelle Besatzungspolitik ist Ursache 
– eine politische Lösung ist notwendig

Seit dem 7. Oktober greifen palästin-
ensische bewaffnete Kräfte aus dem 

Gazastreifen Israel an. Für die israelische 
Armee offenbar völlig unerwartet, beschos-
sen sie Armeestellungen und israelische 
Siedlungen auf besetztem Gebiet. Raketen 
schlugen in israelischen Städten ein. Zu-
dem durchbrachen die Palästinenser die 
Blockade des Gazastreifens und zerstörten 
israelische Panzer. Im Grenzgebiet gab es 
Opfer unter der Zivilbevölkerung, es wur-
den Gefangene genommen und Menschen 
verschleppt.

Diese Offensive ist eine unmittelbare 
Folge jahrzehntelanger aggressiver Un-
terdrückung Israels. Diese Kolonial- und 
Apartheidpolitik ist gekennzeichnet durch 
die völkerrechtswidrige Besatzung pa-
lästinensischen Gebiets, die Zerstörung 
palästinensischer Dörfer sowie die Inhaf-

tierung und Tötung von Palästinensern, 
darunter auch vieler Kinder. All dies wurde 
vom UN-Sicherheitsrat vielfach verurteilt, 
verbindliche Maßnahmen jedoch von den 
USA verhindert.

Vor dem Angriff der Palästinenser wur-
den allein in diesem Jahr über 200 Paläs-
tinenser getötet, mehr als 1.000 sitzen in 
administrativer Haft, das heißt, sie sind 
eingesperrt ohne Gerichtsverfahren oder 
Zugang zu den Anklageakten. In den letz-
ten Wochen kam es vermehrt zu Übergrif-
fen israelischer Siedler auf Palästinenser. 
Außerdem wurde die Al-Aksa-Moschee in 
Jerusalem angegriffen.

Die israelische Regierung erklärte 
inzwischen den Kriegszustand. Der 
Gaza-Streifen ist abgeriegelt und von der 
Stromzufuhr als auch von allen Warenlie-
ferungen abgeschnitten. Über 1.000 Ton-

nen Bomben wurden von der israelischen 
Armee in ersten Angriffswellen auf das 
äußerst dicht besiedelte Gebiet abgewor-
fen. Es gibt bereits mehrere hundert Tote 
auf beiden Seiten.

Die westlichen Staaten, darunter die 
Bundesregierung, stellten sich sofort auf 
die Seite der israelischen Kolonialmacht. 
Die Regierungsparteien und die CDU 
sprechen in einer gemeinsamen Erklä-
rung von „abscheulichen Verbrechen“ 
und „nichts zu rechtfertigendem Terror“ 
von Seiten der Palästinenser. Über den 
Terror der israelischen Besatzungsmacht 
gegen Palästinenser dagegen wurde in der 
Vergangenheit im Allgemeinen billigend 
geschwiegen.

Gleichzeitig wird hart gegen Palästi-
nenser und ihre Unterstützer in der BRD 
vorgegangen. Hilfen für palästinensische 
Gebiete sollen „auf den Prüfstand“. Wer 
dem offiziellen Narrativ widerspricht, wird 
mit dem Antisemitismus-Vorwurf mundtot 
gemacht. Der Bayrische Rundfunk und 
der Sender „Arte“ kündigten etwa an, den 
freien Journalisten Malcolm Ohanwe nicht 
mehr zu beauftragen, da er kritische Fragen 
zur Ursache der Gewalt-Eskalation gestellt 
hatte. Aus der CDU kommen schon die 
Rufe nach Abschiebungen von Unterstüt-
zern der Palästinenser.

Wir halten fest: Die Verantwortung für 
die Eskalation, für die Toten auf beiden 
Seiten, liegt bei der rechtsextremen isra-
elischen Regierung und ihrer Apartheid-, 
Kolonial- und Besatzungspolitik. Mit-
verantwortlich sind die imperialistischen 
Unterstützer dieser Politik, darunter auch 
die Bundesregierung. Der Kampf des pa-

Dokumentiert: Erklärung der Deutschen Kommunistischen Partei zur Eskalation der Gewalt zwischen Israel und Palästina

Drohender Völkermord in Gaza 

Gaza ist mit über zwei Millionen Einwohnern auf einer Fläche die nicht einmal 
halb so groß wie Hamburg ist eines der am dichtesten besiedelten Gebiete der 
Erde. Als weitere Stufe der Eskalation hat Israel erklärt die als „menschliche Tiere“ 
bezeichneten Palästinenser von jeglicher Versorgung abzuschneiden. Parallel zu 
Flächenbombardements des Gebietes wurde eine komplette Belagerung ausgerufen. 
Kein Strom, kein Wasser, kein Essen, kein Treibstoff. Neben ganzen Stadtvierteln 
wurden Flüchtlingslager, UN-Gebäude, Krankenhäuser, Universitäten, Moscheen und 
Kirchen zerstört. Der nach der Abrieglung einzige Grenzübergang nach Ägypten 
wurde so massiv unter Beschuss genommen, dass er schließen musste. Auch nach UN-
Äußerungen ein klarer Verstoß gegen das humanitäre Völkerrecht. Durch mehrere 
öffentliche Stellungnahmen – u.a. in der Bundespressekonferenz – ist klar, dass die 
Bundesregierung diesen angekündigten Genozid am palästinensischen Volk nicht 
nur unterstützt, sondern legitimiert. Das Völkerrecht ist ihnen nur dann etwas wert, 
wenn es in die eigene außen- und innenpolitische Agenda passt.

lästinensischen Volks reiht sich ein in die 
antikolonialen Kämpfe, die angesichts 
veränderter weltweiter Kräfteverhältnisse 
zugenommen haben.

Dieser Krieg und dieses Blutvergießen 
kann nur ein Ende finden, wenn die Rechte 
der Palästinenser auf ihr Land und einen 
Staat durchgesetzt werden. Eine politische 
Lösung ist notwendig und dann möglich, 
wenn die israelische Besatzungspolitik ein 
Ende findet.

Die DKP ist solidarisch mit dem paläs-
tinensischen Volk und seinem jahrzehnte-
langen Kampf.

Wir erklären unsere Solidarität mit den 
Friedenskräften in Israel, insbesondere der 
KP Israels, die den Mut haben, in dieser 
Situation deutlich zusagen, dass die „kri-
minelle Besatzungspolitik“ der israelischen 
Regierung die volle Verantwortung für die 
Eskalation der Lage trägt.

Wir stimmen mit unseren Genossinnen 
und Genossen der KP Israels völlig über-
ein, die erklären: „Die Ereignisse zeigen, in 
welche gefährliche Richtung die Netanja-
hu-Regierung und die Siedler die gesamte 
Region führen, und unterstreichen einmal 
mehr, dass es keinen Weg gibt, den Konflikt 
zu verwalten oder ihn militärisch zu lösen 
– es gibt nur eine Lösung: die Beendigung 
der Besatzung und die Anerkennung der 
legitimen Forderungen und Rechte des 
palästinensischen Volkes. Die Beendigung 
der Besatzung und die Schaffung eines ge-
rechten Friedens sind ein eindeutiges und 
gemeinsames Interesse der beiden Völker 
in diesem Land.“

Parteivorstand der DKP am 9. Oktober 2023
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Konflikt zu verwalten“. Eine Lösung war 
nie angestrebt. Heute zeigt sich, dass die 
vorgelebte Normalität nur eine Illusion 
war, dass es diese vom israelischen Staat 
propagierte Sicherheit nicht gibt und in-
folge einer Beibehaltung des Status quo 
von Besatzung und Apartheid auch nicht 
geben wird.

Der Veranstalter betonte in der Begrü-
ßung der Teilnehmer, dass die internati-
onale Staatengemeinschaft eine sofortige 
Beendigung der Gewalt fordert. Doch 
anstatt, dass sich die deutsche Bundesre-
gierung für Zurückhaltung und Frieden 
einsetzt, stellt sich die Bundesregierung 
nicht auf die Seite der UN, sondern auf die 
Seite der Besatzer. Wiederworte werden als 
Antisemitismus abgetan und kriminalisiert. 
In Berlin gab es Festnahmen wegen Tragen 
der Palästinensischen Flagge oder der Ku-
fiya, diese führt mittlerweile zu mehreren 
Schulverweisen.

Solidarität mit Palästina wird mit Anti-
semitismus gleichgesetzt. Wer nicht für die 
bedingungslose Unterstützung der israeli-
schen Regierung sei, der spräche Israel das 
Existenzrecht ab – behaupten dieselben, 
die vom Existenzrecht eines souveränen 
palästinensischen Staates nichts wissen 
wollen. Der offizielle Meinungskorridor 
kennt also kein „Aber“ in der bedingungs-
losen Solidarität des deutschen Staates mit 
der rechtsextremen Besatzungsregierung.

Die UNO und zahlreiche Staaten drän-
gen auf einen Waffenstillstand, während 
täglich Mitarbeiter der Vereinten Natio-
nen sterben. Währenddessen blockieren 
imperialistische Staaten um die USA die 
Einhaltung des Völkerrechts. Entsprechen-
de Resolutionen im UN-Sicherheitsrat für 
einen Waffenstillstand und humanitäre 
Hilfe wurde am jeweils unter der Führung 
der Vereinigten Staaten von Nordamerika 
abgelehnt.

Nach zweistündiger Diskussion war 
allen klar, dass nun alle Anstrengungen in 
die Durchführung einer Kundgebung im 
Bündnis mit Münchner Friedensgruppen 
gesteckt werden muss. 	        Siehe Seite 7

Raus aus der Schockstarre

Voll besetzt war das KommTreff am letz-
ten Mittwoch als die Kommunistische 

Partei DKP zur Debatte um die Lage im 
Nahen Osten einlud. Leo, der im Vorstand 
der Münchner DKP aktiv ist, war zehn 
Tage zuvor aus Palästina zurückgekommen 
und berichtete über die aktuelle Lage dort.

In seinem Referat betonte er, dass sich 
die Palästinenser ihre Unterdrückung 
nicht ausgesucht haben. Vielmehr leben 
sie seit Jahrzehnten mit der damit ver-
bundenen Gewalt oder werden in diese 
hineingeboren. Infolge der durchbroche-
nen Belagerung von Gaza und der an-
schließenden palästinensischen Offensive 
wurden zahlreiche israelische Zivilisten 
misshandelt und getötet. Die eindeutig 
zu verurteilende Gewalt gegen Zivilisten 
dürfe jedoch nicht aus ihrem historisch-
konkreten Kontext gerissen werden, wenn 
wir verstehen wollen, was passiert. Für Pa-
lästinenserinnen und Palästinenser besteht 
seit 1948 ein dauerhafter Kriegszustand in 
unterschiedlichen Formen. Angefangen 
von der Vertreibung der Palästinenser, die 
sogenannte Nakba, bis zu weiterhin statt-
findenden Beschlagnahmungen von Land 
und Vertreibungen. Dieser Kriegszustand 
hatte sich die letzten beiden Jahre und kon-
kret die letzten Monate erneut zugespitzt: 
Die Eskalation israelischer Militäreinsätze 
in der West Bank, die Gewalt radikaler 
Siedler, Provokationen in Ostjerusalem 
und die stetige Verschlechterung von Le-
bensbedingungen in Gaza.

Die korrupte und rechtsradikale Regie-
rung hat mit ihrem Militär eine Normalität 
vorgelebt, deren scheinbare Ruhe sich 
daraus speiste die Unterdrückung der 
PalästinenserInnen in der Öffentlichkeit 
auszublenden oder auf oberflächliche 
Phänomene wie Terrorismus zu redu-
zieren. Die aus ehemaligen und aktiven 
israelischen Soldaten bestehende Anti-
Besatzungs-Organisation „Breaking the 
Silence“ weist zu Recht daraufhin, dass 
die vergangene israelische Sicherheits-
politik immer nur darauf basierte unter 
Anwendung von staatlicher Gewalt „den 

Bericht vom Diskussionsabend der DKP München zur
aktuellen Lage in Israel und Palästina. Der Referent war
noch eine Woche vorher im Westjordanland.

Meinungsfreiheit in Gefahr 

Am Mittwoch urteilte der Bayerische 
Verwaltungsgerichtshof, dass das 
Münchner Demoverbot in Bezug 
auf Demonstrationen in Solidarität 
mit Palästina juristisch nicht haltbar 
ist und aufgehoben wird.

Keine zwei Tage später findet 
eine Hausdurchsuchung bei Palästi-
na spricht statt: Am Freitag 20.10. 
drang die Polizei in die Wohnung 
eines Aktivisten der Gruppe „Palästi-
na spricht“ ein. Er hatte eine Woche 
vorher auf dem sozialen Netzwerk 
Instagram zur Solidarität mit den 
angegriffenen Menschen in Gaza 
aufgerufen.

Springers BILD behauptet dazu: 
„Auf dem frei zugänglichen Ins-
tagram-Account der pro-palästi-
nensischen Vereinigung ‚Palästina 
spricht‘ wurde am 9. Oktober 2023 
sinngemäß geäußert, dass der Ter-
rorakt eine Widerstandshandlung 
gewesen sei.“. Ein konkretes Zitat 
als Nachweis findet sich nicht.

Die Münchner Generalstaats-
anwaltschaft wirft dem Aktivisten 
deswegen die Billigung von Strafta-
ten nach § 140 vor. Die DKP hatte 
im August Verfassungsbeschwerde 
beim Bundesverfassungsgericht 
gegen die sinngleiche Neufassung 
des § 130 bzgl. der Billigung von 
Straftagen nach dem Völkerstrafge-
setzbuch eingereicht. 

Verständnis und Rechtfertigung 
sind zwei verschiedene Dinge, die 
hier ignoriert werden. Diese Geset-
zesauslegung stellt eine Einschrän-
kung der Meinungsfreiheit dar und 
trifft Friedensaktivisten. Wer nicht mit 
dem Kriegskurs der Regierung ein-
verstanden ist und auf Hintergründe 
und Zusammenhänge hinweist, wird 
kriminalisiert. Davon dürfen wir uns 
nicht einschüchtern lassen.

Aufgrund der aktuellen Ereignisse in Israel und Palästina, dem drohenden Völkermord in Gaza sowie der massiven Repression gegen Kriegsgegner in Deutsch-
land, der rassistischen Debatte um Abschiebungen und Ausbürgerungen hat die DKP München die Seiten 5 bis 8 dieser AusDraht-Ausgabe nach Redaktions-
schluss erstellt. Die Seiten 5 bis 8 spiegeln damit nicht in allen Fragen die Meinung der Redaktion wieder, jedoch der DKP als Mitherausgeberin der AufDraht.
Verantwortlich im Sinne des Presserechts: Jörg Högemann, Kellerstraße 28, 81667 München. Druck: Eigendruck im Selbstverlag, Herausgeberin: DKP München.

Kriegsgegnerinnen und Kriegsgegner werden immer häufiger mit den Paragrafen 140 StGB 
(Belohnung und Billigung von Straftaten) und/oder 130 StGB (Volksverhetzung) verfolgt. 

Geld- und Haftstrafen drohen. Die Vorsitzenden der DKP Patrik Köbele und Wera Rich-
ter haben zusammen mit dem Münchner Anwalt Ralf Hohmann gegen die Verschär-
fung des § 130 StGB Beschwerde beim Bundesverfassungsgerricht eingereicht. Wei-
tere Informationen dazu online unter: www.unsere-zeit.de/verfassungsbeschwerde




